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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 76/2024 

Kundmachung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft über das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, dass § 1 Abs 
1 Z 2 der Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit über die Zugangsvoraussetzungen für das Gastgewerbe 
(Gastgewerbe-Verordnung), BGBl II Nr 51/2003, als gesetzwidrig aufgehoben wird 

 

BGBl II 77/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die EAG-
Marktprämienverordnung 2022 geändert wird (EAG-Marktprämienverordnung-Novelle 2024) 

 

BGBl II 78/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die EAG-
Investitionszuschüsseverordnung-Strom geändert wird (EAG-Investitionszuschüsseverordnung-Strom-Novelle 2024) 

 

BGBl II 79/2024 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die OTA-Ausbildungs-
verordnung geändert wird (OTA-AVO-Novelle 2024) 

 

BGBl II 80/2024 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Einkommens- und 
Lebensbedingungen-Statistikverordnung geändert wird 

 

BGBl II 81/2024 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft mit der die GAP-Strategie-
plan-Anwendungsverordnung geändert wird 

 

BGBl III 50/2024 (Anlage) 

Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Vereinigten Arabischen Emi-
rate 

AUSGABE 12 | 22.03.2024 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_76/BGBLA_2024_II_76.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_77/BGBLA_2024_II_77.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_78/BGBLA_2024_II_78.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_79/BGBLA_2024_II_79.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_80/BGBLA_2024_II_80.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_81/BGBLA_2024_II_81.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_III_50/BGBLA_2024_III_50.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_III_50/Anlagen_0001_B8970D0C_AEE1_4638_A09F_3AECC768C9F6.pdfsig


 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/867 v 18.03.2024 

Beschluss (EU) 2024/867 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 zur Ermächtigung der Französi-
schen Republik zur Aushandlung, zur Unterzeichnung und zum Abschluss einer internationalen Vereinbarung über die in 
der festen Ärmelkanal-Verbindung geltenden Sicherheits- und Interoperabilitätsanforderungen 

 

ABI L 2024/886 v 19.03.2024 

Verordnung (EU) 2024/886 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 zur Änderung der Verordnungen 
(EU) Nr 260/2012 und (EU) 2021/1230 und der Richtlinien 98/26/EG und (EU) 2015/2366 im Hinblick auf Echtzeitüberweisun-
gen in Euro 

 

ABI L 2024/897 v 19.03.2024 

Verordnung (EU) 2024/897 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2017/2107 zur Festlegung von Bewirtschaftungs-, Erhaltungs- und Kontrollmaßnahmen für den Übereinkommensbe-
reich der Internationalen Kommission für die Erhaltung der Thunfischbestände im Atlantik (ICCAT) und der Verordnung (EU) 

2023/2053 zur Festlegung eines mehrjährigen Bewirtschaftungsplans für Roten Thun im Ostatlantik und im Mittelmeer 

 

ABI L 2024/884 v 19.03.2024 

Richtlinie (EU) 2024/884 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 zur Änderung der Richtlinie 

2012/19/EU über Elektro- und Elektronik-Altgeräte 

 

ABI L 2024/869 v 19.03.2024 

Richtlinie (EU) 2024/869 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 zur Änderung der Richtlinie 
2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 98/24/EG des Rates hinsichtlich der Grenzwerte 
für Blei und seine anorganischen Verbindungen sowie für Diisocyanate 

 

ABI L 2024/900 v 20.03.2024 

Verordnung (EU) 2024/900 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2024 über die Transparenz und das 
Targeting politischer Werbung 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
28.02.2024, G 533/2023, V 337/2023 

SicherheitspolizeiG; Verstoß der generellen sachlichen Zuständigkeit der LVwG zur Entscheidung über Richtlinienbeschwer-
den betreffend das Verhalten der Organe des öffentlichen Sicherheitsdiensts gegen kompetenzrechtliche Vorgaben; Zustän-
digkeit des BVwG bei Richtlinienbeschwerden, wenn Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes unmit-
telbar von Bundesbehörden besorgt werden 

 

06.03.2024, V 3/2024 

ABBAG-G; StGG; Verstoß einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen gegen das Sachlichkeitsgebot auf Grund des 
kategorischen Ausschlusses des Rechtsanspruchs auf Gewährung von Verlustersatz durch die COFAG 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400867
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400867
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400886
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400886
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400897
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400897
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400884
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400884
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400869
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400869
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202400900
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240228_23G00533_00/JFT_20240228_23G00533_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240306_24V00003_00/JFT_20240306_24V00003_00.pdf


12.03.2024, E 787/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Ausüben von Willkür; begründungs-
lose Erlassung eines auf die Dauer von zwei Jahren befristeten Einreiseverbots 

 

12.03.2024, E 3436/2023 

DSGVO; WertpapieraufsichtsG; keine Verletzung in verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten hinsichtlich der Zurück-
weisung einer Beschwerde gegen eine Entscheidung der Datenschutzbehörde wegen Veröffentlichung einer Investorenwar-
nung mangels „Legitimation juristischer Personen“; Zuständigkeit der FMA – und nicht der Datenschutzbehörde - zur Prüfung 

der Rechtmäßigkeit einer Investorenwarnung 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
05.12.2023, Ra 2021/12/0080, Ra 2022/12/0047, 0048 

BundesverwaltungsgerichtsG; EMRK; der VwGH setzte sich mit der Frage auseinander, ob Durchsuchungen der Büros 
eines Richters und eines Referenten durch den Präsidenten des Gerichts Akte unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Be-
fehls- und Zwangsgewalt darstellen; ein solcher Akt kann auch ohne Wissen der Betroffenen erfolgen, es kommt darauf an, 
ob in ihre Rechtssphäre eingegriffen wird; im vorliegenden Fall hat das BVwG nicht ausreichend geprüft, ob der Richter oder 
der Referent in Bezug auf ihre persönlichen Gegenstände eine Privatheit erwarten durften; ein Eingriff in diese Privatheit könnte 
in weiterer Folge einen Verstoß gegen Art 8 EMRK darstellen; der VwGH stellte gleichzeitig klar, dass die Ausübung der Dienst-
aufsicht einen solchen Eingriff nicht rechtfertigen kann 

 

28.02.2024, Ra 2023/20/0619 

AsylG; allein aus der Berichtslage zur Situation in Syrien kann nicht abgeleitet werden, dass jedem syrischen Staatsangehöri-
gen, der ankündigt, den Militärdienst nicht ableisten zu wollen, im Heimatland mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit asylrele-
vante Verfolgung droht; es bedarf unter Bedachtnahme auf die Verhältnisse in diesem Land immer einer Beurteilung unter 
Einbeziehung aller konkreten Umstände des Einzelfalls, ob im Fall der Verweigerung der Ableistung des Militärdiensts eine 
Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit aus asylrechtlich relevanten Gesichtspunkten droht; da nach der Rsp die ent-
fernte Möglichkeit einer Verfolgung nicht genügt, ist es für die Gewährung von Asyl nicht ausreichend, derselben eine bloß 
theoretisch denkbare Möglichkeit eines Verfolgungsszenarios zugrunde zu legen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 23.02.2024, W290 2277397-1 

LuftfahrtG; der HEMS-Flugbetrieb liegt im öffentlichen Interesse, und stellt daher einen Unterschied zur Ausgangslage der Bf 
dar; es kommt keine Ausnahmeregelung nach Art 71 Abs 1 der Verordnung (EU) 2018/1139 in Frage; es liegt keine Ungleich-
behandlung vor, weil keine Vergleichbarkeit der Bf mit HEMS-Betreibern gegeben ist 

 

BVwG 28.02.2024, W177 2278272-1 

Maschinen-Inverkehrbringungs- und NotifizierungsG; es wäre an der Bf gelegen, als sorgfältige Bauwerberin bereits im 
Zuge der Planung des gegenständlichen Bauvorhabens einer neu zu errichtenden Wohnhausanlage sowie des diesbezüglichen 
baubehördlichen Bewilligungsverfahrens sämtliche relevanten Gesetze und VO zu berücksichtigen; ein Stattgeben der Aus-
nahmebewilligung würde eine vom Gesetz- bzw Verordnungsgeber nicht intendierte Folge nach sich ziehen, indem letztlich 
bei Neubauten durch die Ausschöpfung der maximalen Gebäudehöhe nach der BauO mit dem späten Ansuchen um eine Aus-
nahmebewilligung die Vorgaben der ASV 2015 regelmäßig umgangen werden könnten 

 

LVwG Bgld 16.02.2024, E 280/14/2023.083/004 

EpidemieG; der Umstand, dass die Corona-Symptomatik ebenso an der festgestellten Erwerbsbehinderung des Bf (mit-)kausal 
war, ist vorliegend unschädlich, da es nach § 32 EpidemieG auf eine alleinige Kausalität der behördlichen Absonderung am 
Verdienstentgang nicht ankommt; das gebietet bereits eine verfassungskonforme Interpretation der Bestimmung, es wäre grob 

unsachlich, den Vergütungsanspruch allein vom Vorliegen einer „symptomfreien“ Absonderung abhängig zu machen 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240312_24E00787_00/JFT_20240312_24E00787_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240312_23E03436_00/JFT_20240312_23E03436_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2021120080_20231205L00/JWT_2021120080_20231205L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022120047_20231205L00/JWT_2022120047_20231205L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2023200619_20240228L00/JWT_2023200619_20240228L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20240223_W290_2277397_1_00/BVWGT_20240223_W290_2277397_1_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bundesnormen/NOR40248251/NOR40248251.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_BU_20240216_E_280_14_2023_083_004_00/LVWGT_BU_20240216_E_280_14_2023_083_004_00.pdf


LVwG Nö 16.02.2024, LVwG-S-1419/001-2023 

TierschutzG; § 44 Abs 17 TierschutzG hat auf den Tatbestand des § 5 Abs 2 Z 1 leg cit strafbefreiende Wirkung; kann ein 
Beschuldigter ein Maßnahmenprogramm nach § 44 Abs 17 leg cit nicht vorlegen, ist bei Vorliegen der übrigen Voraussetzun-
gen der Tatbestand des § 5 Abs 1 iVm § 5 Abs 2 Z 1 leg cit erfüllt; die Intention des § 31 Abs 1 iVm § 23 leg cit liegt darin, 
Tierhaltungen im Ausmaß des § 31 Abs 1 leg cit einer behördlichen Kontrolle zugänglich und damit auf die Bestimmungen 
des Tierschutzgesetzes überprüfbar zu machen und allenfalls unter behördliche Auflagen zu stellen 

 

LVwG Nö 14.03.2024, LVwG-M-13/001-2023 

SicherheitspolizeiG; ein Betretungs- und Annäherungsverbot kann auch telefonisch wirksam ausgesprochen werden; es 
erlangt mit der telefonischen Bekanntgabe rechtliche Wirksamkeit; bei einem auf § 38a Abs 1 SicherheitspolizeiG gestützten 
Betretungsverbot für eine Wohnung, mit dem Annäherungsverbote an mehrere dort wohnhafte Personen verbunden werden, 
handelt es sich nur um einen einzigen Akt unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt  

 

LVwG Oö 31.01.2024, LVwG-552826 

WasserrechtsG; § 12 Abs 4 WasserrechtsG sieht eine ausdrückliche gesetzliche Sonderregelung für bloße Grundwasser-
entnahmen vor, derzufolge das aus der Nutzungsbefugnis des Grundeigentümers am Grundwasser erfließende Recht kein 
uneingeschränktes ist; einen Anspruch auf Abweisung eines Antrags auf Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung hat der 
Grundeigentümer aus dem Titel eines Zugriffs auf sein Grundwasser nur dann, wenn durch diesen Zugriff das betroffene Grund-
stück nicht mehr auf die bisher geübte Art benutzbar bleibt 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
21.03.2024, Rs C-76/23, Cobult 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Verordnung (EG) Nr 261/2004 – Art 7 Abs 3 – Art 8 Abs 1 Buchst a – An-
spruch auf Erstattung der Flugscheinkosten im Fall der Annullierung eines Fluges – Erstattung in Form von Reisegutschei-
nen – Begriff ‚mit schriftlichem Einverständnis des Fluggasts‘ – Erstattungsverfahren über ein auf der Website des ausführenden 
Luftfahrtunternehmens verfügbares Formular 

 

21.03.2024, Rs C-10/23, Remia Com Impex 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Lebensmittelsicherheit – Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs – 
Verordnung (EG) Nr 853/2004 – Geltungsbereich – Ausschlusstatbestände – Abgabe von Lebensmitteln zwischen Betrieben 
des Einzelhandels, die eine nebensächliche Tätigkeit auf lokaler Ebene von beschränktem Umfang ist – Begriff ‚nebensächliche 
Tätigkeit auf lokaler Ebene von beschränktem Umfang‘ – Nationale Regelung, die von der Definition dieses Begriffs in der 

Verordnung abweicht 

 

21.03.2024, Rs C-7/23, Marvesa Rotterdam 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Landwirtschaft – Angleichung der Rechtsvorschriften im Bereich der Gesundheit – Tier-
seuchenrecht– Veterinärkontrollen – Aus China eingeführte Erzeugnisse tierischen Ursprungs – Einfuhrverbot – Entschei-
dung 2002/994/EG – Ausnahme für bestimmte Erzeugnisse – Teil I des Anhangs – Fischereierzeugnisse – Begriff – Fischöl – 
Für die tierische Ernährung bestimmte Erzeugnisse – Gültigkeit 

 

21.03.2024, Rs C-703/22, CBR (Hémianopsie) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verkehr – Straßenverkehr – Richtlinie 2006/126/EG – Führerschein – Voraussetzungen 
für die Erteilung oder Erneuerung – Mindestanforderungen an die körperliche und geistige Tauglichkeit – Sehvermögen 
– Anhang III Nr 6.4 – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Person, die die Gesichtsfeldanforderung nicht erfüllt – Befürwor-
tendes Gutachten über die Fahrtauglichkeit, das von medizinischen Sachverständigen abgegeben wird – Ermessensspielraum 

im Einzelfall, für den es keine ausdrückliche Ausnahme gibt 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20240216_LVwG_S_1419_001_2023_00/LVWGT_NI_20240216_LVwG_S_1419_001_2023_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20240314_LVwG_M_13_001_2023_00/LVWGT_NI_20240314_LVwG_M_13_001_2023_00.pdf
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2024/552826_2.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284090&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284089&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284094&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284087&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853


 

21.03.2024, Rs C-671/22, Bezirkshauptmannschaft Spittal an der Drau 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Maßnahmen der Union im Bereich der Wasserpolitik – Richtlinie 2000/60/EG – 
Umweltziele bei Oberflächengewässern – Verhinderung der Verschlechterung des Zustands aller Oberflächenwasserkörper 
– Anhang V Rn 1.2.2 – Begriffsbestimmungen für den sehr guten, guten und mäßigen ökologischen Zustand von Seen – Krite-
rien für die Beurteilung der biologischen Qualitätskomponente ‚Fischfauna‘ 

 

21.03.2024, Rs C-606/22, Dyrektor Izby Administracji Skarbowej w Bydgoszczy (Possibilité de correction en cas de taux 

erroné) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Erbringung von Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit Freizeitaktivitäten und der Verbesserung der körperlichen Fitness – Durch eine Registrierkasse 
und Kassenbons nachgewiesener Verkauf von Mehrfacheintrittskarten für den Zugang zu Dienstleistungen – Steuerbemes-
sungsgrundlage – Irrtum über die Höhe des Steuersatzes – Grundsatz der steuerlichen Neutralität – Berichtigung der Steu-
erschuld aufgrund einer Änderung der Steuerbemessungsgrundlage – Nationale Praxis, die bei Fehlen einer Rechnung die 
Berichtigung des Mehrwertsteuerbetrags und die Erstattung der zu viel gezahlten Mehrwertsteuer nicht zulässt – Keine Gefähr-

dung des Steueraufkommens – Einwand der ungerechtfertigten Bereicherung 

 

21.03.2024, Rs C-90/22, Gjensidige 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Gerichtliche Zuständigkeit und Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Art 45 – 
Versagung der Anerkennung einer Entscheidung – Art 71 – Verhältnis dieser Verordnung zu Übereinkünften über ein besonde-
res Rechtsgebiet – Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüterverkehr (CMR) – Art 31 Abs 
3 – Rechtshängigkeit – Gerichtsstandsvereinbarung – Begriff ‚öffentliche Ordnung‘ 

 

21.03.2024, Rs C-61/22, Landeshauptstadt Wiesbaden 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verordnung (EU) 2019/1157 – Erhöhung der Sicherheit von Personalausweisen der Bür-
ger der Europäischen Union – Gültigkeit – Rechtsgrundlage – Art 21 Abs 2 AEUV – Art 77 Abs 3 AEUV – Verordnung (EU) 
2019/1157 – Art 3 Abs 5 – Verpflichtung der Mitgliedstaaten, in das Speichermedium von Personalausweisen zwei Finger-
abdrücke in interoperablen digitalen Formaten aufzunehmen – Art 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
– Achtung des Privat- und Familienlebens – Art 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Schutz personenbe-
zogener Daten – Verordnung (EU) 2016/679 – Art 35 – Verpflichtung zur Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung 

– Aufrechterhaltung der zeitlichen Wirkungen einer für ungültig erklärten Verordnung 

 

21.03.2024, Rs C-10/22, LEA 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2014/26/EU – Kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutz-
rechten – Organisationen für die kollektive Rechtewahrnehmung – Unabhängige Verwertungseinrichtungen – Aufnahme einer 
Tätigkeit zur Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten – Richtlinie 2000/31/EG – Sachlicher Anwendungs-
bereich – Art 3 Abs 3 – Richtlinie 2006/123/EG – Sachlicher Anwendungsbereich – Art 17 Nr 11 – Art 56 AEUV 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
21.03.2024, Rs C-224/23 P, PBL und Abdelmouine/ Kommission (GA Ćapeta) 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Mutmaßliche Beihilfe zugunsten des Paris Saint-Germain FC – Verordnung (EU) 
2015/1589 – Art 1 Buchst h – Art 24 Abs 2 – Begriff des Beteiligten – Reichweite der Bedeutung des Begriffs des Interesses 
von Personen, Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen – Erfordernis eines Kausalzusammenhangs zwischen den In-
teressen dieser Parteien und der Gewährung der Beihilfe 

 

21.03.2024, Rs C-39/23, Keva ua (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 63 AEUV – Art 65 AEUV – Freier Kapitalverkehr – Steuerrecht – Besteuerung von 
Dividenden, die öffentliche Pensionsfonds erhalten – Nichtbesteuerung von an gebietsansässige öffentliche Pensionsfonds 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284086&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284085&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284085&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284084&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284083&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284082&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
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ausgeschütteten Dividenden – Quellensteuer auf an gebietsfremde öffentliche Pensionsfonds ausgeschüttete Dividenden – 

Objektive Vergleichbarkeit – Rechtfertigung durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses 

 

21.03.2024, Rs C-793/22, Biohemp Concept (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Agrarpolitik – Verordnungen (EU) Nr 1307/2013 und Nr 1308/2013 – Anbau 
von Hanf – Begriff der landwirtschaftlichen Fläche – Ausschluss von Flächen mit Bauwerken oder Anlagen für Landwirtschaft 
und Tierzucht, die der landwirtschaftlichen Erzeugung dienen – Verbot des Anbaus von Hanf in geschlossenen Räumen unter 
Verwendung hydroponischer Systeme – Anstieg des Gehalts an Cannabidiol (CBD) im Hanf – Schutz der öffentlichen Ge-
sundheit 

 

21.03.2024, Rs C-727/22, Friends of the Irish Environment (Projet Ireland 2040) (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Umwelt – Richtlinie 2001/42/EG – Strategische Umweltprüfung – Project Ireland 2040 – 
National Planning Framework (Nationaler Planungsrahmen) – National Development Plan (Nationaler Entwicklungsplan) – 
Finanz- oder Haushaltspläne und -programme – Ermittlung, Beschreibung und Bewertung vernünftiger Alternativen – Umwelt-

auswirkungen der geprüften Alternativen 

 

21.03.2024, verb Rs C-498/22 bis C-500/22, Novo Banco ua (GA De la Tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten – Richtlinie 2001/24/EG – Art 3 und 6 – 
Übertragung von Rechten, Vermögenswerten oder Verbindlichkeiten auf ein Brückeninstitut – Rückübertragung auf das Kredit-
institut, das der Sanierungsmaßnahme unterliegt – Lex concursus – Wirkung einer Sanierungsmaßnahme in anderen Mit-
gliedstaaten – Gegenseitige Anerkennung – Wirkung einer Verletzung der Pflicht zur Veröffentlichung der Sanierungsmaß-
nahme – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 17, 21, 38 und 47 – Eigentumsrecht – Effektiver gerichtlicher 
Rechtsschutz – Verbraucherschutz – Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes sowie Gleichheitsgrundsatz 
und Verbot jeglicher Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit – Richtlinie 93/13/EWG – Missbräuchliche Klauseln 

 

21.03.2024, Rs C-494/22 P, Kommission/ Tschechische Republik (Briquets de poche) (GA Ćapeta) 

Rechtsmittel – Eigenmittel der Union – Zölle – Verpflichtungen der Mitgliedstaaten – Zahlung von Beträgen, die nicht ein-
gezogenen Eigenmitteln entsprechen, an die Kommission – Untersuchung der Umgehung von Antidumpingzöllen auf Ta-
schenfeuerzeuge aus Laos – Missionsbericht des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) – Klage wegen unge-
rechtfertigter Bereicherung – Art 268 und 340 AEUV 

 

C. GERICHT 

 
20.03.2024, Rs T-115/22, Belshyna/ Rat 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik – Restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Belarus und der Beteiligung 
von Belarus an der Aggression Russlands gegen die Ukraine – Einfrieren von Geldern – Listen der Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen eingefroren werden – Aufnahme des Namens der Klägerin in 
die Listen und Belassung auf den Listen – Unterstützung des Lukaschenko-Regimes – Finanzielle Unterstützung – Staatsei-

genes Unternehmen – Repressionen gegen die Zivilgesellschaft – Beurteilungsfehler 

 

20.03.2024, Rs T-404/21, DZ Bank/ CRU 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Gleichbehandlung – 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Ermessen des SRB – Einrede der Rechtswidrigkeit – Ermessen der Kommission – Zeitli-
che Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

20.03.2024, Rs T-395/21, DZ Hyp/ CRU 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Gleichbehandlung – 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284099&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284099&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284098&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284098&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284096&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284096&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284095&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284095&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3283456
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284069&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284069&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284067&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284067&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284066&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=4483000
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284066&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=4483000


Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Ermessen des SRB – Einrede der Rechtswidrigkeit – Ermessen der Kommission – Zeitli-

che Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

20.03.2024, Rs T-394/21, Bayerische Landesbank/ CRU 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Gleichbehandlung – 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Ermessen des SRB – Einrede der Rechtswidrigkeit – Ermessen der Kommission – Zeitli-
che Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

20.03.2024, Rs T-392/21, Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale/ CRU 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Gleichbehandlung – 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Ermessen des SRB – Einrede der Rechtswidrigkeit – Ermessen der Kommission – Zeitli-
che Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

20.03.2024, Rs T-391/21, Deutsche Kreditbank/ CRU 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Gleichbehandlung – 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Ermessen des SRB – Einrede der Rechtswidrigkeit – Ermessen der Kommission – Zeitli-

che Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

20.03.2024, Rs T-390/21, DZ Bank/ CRU 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der für 
2021 im Voraus erhobenen Beiträge – Begründungspflicht – Wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz – Gleichbehandlung – 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – Ermessen des SRB – Einrede der Rechtswidrigkeit – Ermessen der Kommission – Zeitli-
che Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
14.03.2024, Beschwerde Nr 62020/14, Moldovan/Ukraine 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Ablehnung der Zivilklage des Bf auf gericht-
liche Anerkennung, dass eine verstorbene Person sein Vater ist; das vom Bf geltend gemachte Recht enthielt genügend 
relevante Elemente, um unter den Begriff „Privatleben" zu fallen; Anwendung des alten Familiengesetzbuchs von 1969 durch 
die inländischen Gerichte, das den Nachweis des Zusammenlebens für die Anerkennung der Vaterschaft unabdingbar macht, 
obwohl zuverlässige DNA-Tests weit verbreitet sind; keine hinreichend gründliche Behandlung der ihnen vorgelegten DNA-
Beweise; Auswirkungen des Ansatzes, die denen unflexibler Fristen oder anderer Verfahrensbeschränkungen ähneln, die es 

unmöglich machen, die Vaterschaft festzustellen oder anzufechten, insbesondere unter Verwendung neuer Testmethoden 

 

14.03.2024, Beschwerde Nr 26821/17, Verband der Menschen schlesischer Nationalität (in Liquidation)/Polen 

Verletzung von Art 11 EMRK (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit); Auflösung und Anordnung der Liquidation der bf 
Vereinigung nicht auf sachgerechte und ausreichende Gründe gestützt; fehlender Nachweis, dass die angefochtene Maßnahme 
einem „dringenden sozialen Bedürfnis" diente 

 

19.03.2024, Beschwerde Nr 15284/19, B.T./Russland 

Verletzung von Art 14 EMRK (Verbot der Benachteiligung); Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens); Anspruch auf Elternurlaub für männliches Polizeipersonal, der davon abhängt, dass sich die Mutter aus 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284065&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284065&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284064&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284064&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284063&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284063&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284062&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284062&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=3272853
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-231547
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-231550
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-231604


objektiven Gründen nicht um ihre Kinder kümmern kann; Anwendung des Urteils Gruba u. a./Russland; keine angemessene 
Verhältnismäßigkeit zwischen dem legitimen Ziel der Aufrechterhaltung der operativen Effizienz der Polizei und der unterschied-
lichen Behandlung von männlichem und weiblichem Personal; fehlende angemessene und objektive Rechtfertigung 

 

19.03.2024, Beschwerde Nr 47238/19, Almeida Arroja/Portugal 

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); strafrechtliche Verurteilung des Bf wegen schwerer Verleum-
dung und Beleidigung einer juristischen Person aufgrund von Äußerungen über eine Anwaltskanzlei und ihren Geschäftsführer 
in einer täglichen Nachrichtensendung eines privaten Fernsehsenders; Abwägung durch die nationalen Gerichte nicht im 
Einklang mit den in der Rechtsprechung des Gerichtshofs festgelegten Kriterien; Fehlen sachdienlicher und ausreichender 
Gründe; Verurteilung und Zuerkennung von Schadenersatz offensichtlich unverhältnismäßig; Art und Schwere der Sanktionen 
geeignet, eine „abschreckende Wirkung" zu haben; enger Beurteilungsspielraum überschritten; kein angemessenes Verhältnis 
zwischen der Beschränkung des Rechts des Bf auf freie Meinungsäußerung und dem verfolgten legitimen Ziel 

 

19.03.2024, Beschwerde Nr 27584/20 u.a., K.J. u.a./Russland 

Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben); Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter); Verletzung von Art 5 EMRK 
(Recht auf Freiheit und Sicherheit); rechtswidrige Festnahme eines Bf durch russische Staatsbedienstete und rechtswidrige 
Überstellung in den Gewahrsam nordkoreanischer Beamter; Festnahme ohne Bestätigung und offensichtlich ohne Rechts-
grundlage; Darlegung stichhaltiger Gründe für die Annahme, dass ihm im Falle der Ausweisung tatsächlich Tod oder Misshand-
lung drohten; über zwei Jahre Inhaftierung eines anderen Bf in Erwartung seiner Ausweisung, ohne dass ein Datum oder eine 
Entlassung festgelegt wurde und ohne dass die Möglichkeit bestand, eine regelmäßige Überprüfung vorzunehmen; Versäumnis 
der inländischen Behörden, in regelmäßigen Abständen zu prüfen, ob seine Abschiebung trotz des Zeitablaufs eine „realistische 
Aussicht" blieb; Dauer der Inhaftierung überstieg das für den verfolgten Zweck erforderliche Maß 

 

21.03.2024, Beschwerde Nr 10103/20, Sieć Obywatelska Watchdog Polska/Polen 

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); Verweigerung des Zugangs der bf NRO zu den Sitzungspro-
tokollen bestimmter Richter des Verfassungsgerichts; Informationen, die für die Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäu-
ßerung erforderlich sind und angesichts des politischen Kontexts im öffentlichen Interesse liegen; keine individuelle Abwägung 
der auf dem Spiel stehenden Interessen; kein Nachweis, dass die Verweigerung ein legitimes Ziel verfolgt oder „in einer demo-
kratischen Gesellschaft notwendig" ist; Verweigerung des Zugangs zu Aufzeichnungen über alle Personen, die das Gebäude 
des Verfassungsgerichts während eines bestimmten Zeitraums betreten und verlassen haben, stellt keinen Eingriff dar, da die 

Informationen nicht „bereit und zugänglich" sind 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
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